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Die Bundesverfassung enthält in Art. 104 Abs. 2 eine klare Vorgabe für die 
Agrarstruktur: Der Bund fördert die bodenbewirtschaftenden bäuerlichen 
Betriebe. Im darauf abgestimmten Agrarrecht ist geregelt, wie diese von anderen 
– den nichtbäuerlichen – Betrieben abgegrenzt werden. Die Kriterien dazu 
ergeben sich aus dem Inhalt des Begriffs, der vorerst herauszukristallisieren ist.  
1.  Im Begriff des bäuerliche Betriebs enthalten ist vorab einmal die Idee des 

Familienbetriebs.  
2.  Dann geht es darum, die Essenz des Begriffs „bäuerlicher“ zu erfassen.  
3.  Anschliessend wird untersucht, welche Rolle der „bäuerliche Betrieb“ in der 

Geschichte der schweizerischen Agrarpolitik gespielt hat. Dazu wird der 
Frage nachgegangen, ob in den agrarpolitischen Leitbildern 
unterschiedlichen Inhalts, die sich im Lauf der Zeit abgelöst haben, dazu 
etwas steht.  

4.  Dann wird erörtert, welche Funktion dem „bodenbewirtschaftenden 
bäuerlichen Betrieb“ in der Bundesverfassung zugedacht ist. 

5.  Anschliessen wird dargestellt, wo der bäuerliche Betrieb im 
Landwirtschaftsgesetz vorkommt, wie die Abgrenzung operabel geregelt ist 
und welche Grenzen diese Regelungen dem Wachstum der Betriebe setzen.  

6.  Dieselben Fragen werden für das Bodenrecht untersucht, das für die 
Erhaltung der bäuerlichen Landwirtschaft eine zentrale Rolle spielt. 

7.  Schliesslich stellt sich die Frage, ob es nicht andere Faktoren sind, die die 
Entwicklung hin zu ökonomisch optimalen Strukturen bremsen. 

8.  Zum Schluss werden Möglichkeiten aufgezeigt, mit denen der Spielraum für 
Betriebe, die wachsen möchten, verbessert werden könnte, verbunden mit 
der Frage, ob eine Entwicklung hin zu optimalen Strukturen überhaupt 
gewünscht wird.   
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Von Familienunternehmen gesprochen, wenn eine Familie über die Firma 
bestimmen kann, ohne dass sie notwendigerweise darin arbeitet. 
Unter einem Familienbetrieb versteht man dann schon eher, dass die 
Familienmitglieder auch einen wesentlichen Teil ihrer Arbeitskraft im 
Betrieb einsetzen. 
Die Person, welche den Betrieb führt, ist zugleich Investor, CEO und 
Arbeitskraft.  
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Bauern waren eine Klasse, was auch heute noch nachwirkt. 
Anlässlich des “Forum for Agriculture” vom 1. April 2014 in Brüssel 
unterstrich Mikhail Orlov, Founder and President, Ambika Group diese 
Feststellung mit der rhetorischen Frage: „Wer von den Bauern in diesem 
Saal hat seinen Hof wirklich gekauft und bezahlt?“ In der Schweiz führt die 
Einstieg in den Beruf Landwirt oder Landwirtin auch heute über die 
Übernahme eines Betriebes zum Ertragswert – der ein Vorzugspreis ist - 
aus der Familie (S. 26). Die weitaus meisten Betriebsleiterinnen und 
Betriebsleiter sind Nachkommen von Bauern.  
Im späteren Verlauf der Diskussion beantwortete Orlov die Frage, warum 
die riesigen fruchtbaren Flächen in Russland nicht besser genutzt werden: 
„Weil die Klasse der Bauern ausgerottet worden ist! Die heutigen „Bauern“ 
in Russland sind landwirtschaftliche Angestellte. Sie wissen nicht, was es 
heisst, den eigenen Boden auf eigene Rechnung und Gefahr zu 
bearbeiten. Die Betriebe sind riesig, gehören einer Kapitalgesellschaft und 
die Entscheidungsträger sitzen weitab in irgend einer Stadt innerhalb oder 
ausserhalb von Russland.“ 
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Zu Beginn dieses Jahrtausends sind immer noch gegen 40 % der 
Weltbevölkerung Bauern. Von den 1.3 Milliarden Bauernfamilien arbeiten 
1 Milliarde mit Hacke und Sichel.  
Eine Milliarde Menschen leiden Hunger. Ein wesentlicher Teil von ihnen 
sind Bauernfamilien, deren Ertrag nicht reicht für Unterhalt und Ernährung 
der Familie. Die Zahlen haben sich wohl seither etwas verändert, aber 
wohl nicht um Grössenordnungen. 
Mit der Produktivität der hiesigen Landwirtschaft würden 999 Millionen der 
mit Hacke und Sichel arbeitenden Bauern überflüssig. Sie bleiben Bauern 
weil ihnen „nach Aussonderung der Reichen und Bürger allein das 
Betreiben von Landwirtschaft verbleibt“.  
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Die traditionelle Übergabe des eigenen Landes an die nächste Generation 
führt zu einer langfristigen Sicht und damit zu einer nachhaltigen 
Wirtschaftsweise. Das ist wohl der wichtigste Inhalt des Begriffs 
„bäuerlich“. 
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In seiner Jubiläumsschrift zum 25-jährigen hob der Schweizerische 
Bauernverband (SBV) den Bodenbesitz als bäuerliches Merkmal hervor. 
Offenbar war es noch nicht notwendig, herauszustreichen, dass die 
Landwirtschaft im Wesentlichen aus Familienbetrieben besteht.  
Eine weitere programmatische Deklaration des SBV waren die Richtlinien von 
1937. Sie waren eine Reaktion auf die interne Opposition durch die damalige 
„Jungbauernbewegung“ und beschworen im ersten Punkt die Einigkeit und 
Geschlossenheit des Schweizerischen Bauernverbandes. Weiter verlangten sie 
zahlreiche selbständige Betriebe in Gewerbe und Handwerk. Für die 
Landwirtschaft fehlte eine solche Forderung. In der sie betreffenden 
Äusserung lehnte man eine Preisdifferenzierung als „boschewistisch“ ab. 
Der bäuerliche Betrieb kommt in den Richtlinien von 1937 nicht vor 
(Eduard Hofer, Wandlung des Leitbildes der Landwirtschaft aus der Sicht 
des Schweizerischen Bauernverbandes, Agrarwirtschaft und 
Agrarsoziologie 1/84, Seiten 22-23). 
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Der alte „Landwirtschaftsartikel“, Art. 31 Abs. 3 Bst. b BV war nicht die erste 
Verfassungsbestimmung, die die Landwirtschaft direkt betraf. Schon 1885 wurde der 
Alkoholartikel aufgenommen, der die Schnapsbrennerei einschränkte, um das der 
Elend in der ländlichen Bevölkerung zu bekämpfen. 1929 kam der Getreideartikel, 
der den Bund zur Sicherung der Getreideversorgung verpflichtete, nachdem in der 
Schweiz während des 1. Weltkrieges Hunger geherrscht hatte, weil es an Getreide 
mangelte. 
Nach der Wirtschaftskrise der 30er Jahre wurden die Wirtschaftsartikel eingeführt, 
die allerdings erst nach dem zweiten Weltkrieg in Kraft gesetzt worden sind. Die 
Landwirtschaft erschien als gefährdeter Wirtschaftszweig, zu dessen Erhaltung der 
Bund mit Art. 31 Abs. 3 Bst. b BV verpflichtet wurde.  
In der agrarpolitischen Diskussion legten die einen das Gewicht auf den „gesunde 
Bauernstand“, den sie als zahlenmässig starken Bauernstand verstanden. Andere 
legten mehr Gewicht auf die „leistungsfähige Landwirtschaft“, die sich nach ihrer 
Ansicht nur durch Strukturwandel erhalten liess. In diesem Zielkonflikt wogte die 
Agrarpolitik während der Dauer dieser Verfassungsbestimmung hin und her. Das 
gestützt auf die neue Verfassungsbestimmung erlassene Landwirtschaftsgesetz vom 
3. Oktober 1951 enthielt keine Definition des bäuerlichen Betriebs.  
Der Schweizerische Bauernverband erliess 1959 neue Richtlinien, als Reaktion auf 
die interne Opposition durch die „Union des Producteurs“.  Darin erscheint als 
Leitbild der bäuerliche Familienbetrieb in einer Mischung von Betriebsgrössen, ohne 
weitere Definition. Die Richtlinien verlangten ein Investitionsprogramm zur 
Rationalisierung der Landwirtschaft. Der Strukturwandel wurde als notwendig 
erachtet (Eduard Hofer, Wandlung des Leitbildes der Landwirtschaft aus der Sicht 
des Schweiz. Bauernverbandes, Agrarwirtschaft und Agrarsoziologie 1/84, Seiten 
23-25). 
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Das Landwirtschaftsgesetz von 1951 ging davon aus, dass kostendeckende 
Produktepreise das Mittel für die Erhaltung der Landwirtschaft sind. Die 
Produktionskosten enthalten kalkulierte Grössen: 
•  Zinsanspruch des Eigenkapitals; er wurde berechnet mit dem Zinssatz für I. 

Hypotheken  
•  Wert der Arbeit des Landwirts und seiner Familie; er wurde abgeleitet von der 

Statistik der SUVA über die Löhne verunfallter Arbeiter. Der resultierende 
bereinigte Durchschnittslohn pro Arbeitstag hiess „Paritätslohn“. Er wurde 
verglichen mit dem Arbeitsverdienst, den die familieneigenen Arbeitskräfte in 
buchführenden Landwirtschaftsbetrieben erreichten. 

Wenn der Arbeitsverdienst den Paritätslohn nicht erreichte, stellten der 
Bauernverband Preisforderungen, was praktisch jedes Jahr geschah. 
Im neuesten, bis zur Aufhebung des alten Landwirtschaftsgesetz Ende 1998 
gültigen Text, bedeuteten „... andere Einkommensbestandteile ...“  die 1992 
beschlossene Direktzahlungen und „... zu normalen Bedingungen 
übernommener Betriebe...“ zu einem Preis in der Grössenordnung des 
Ertragswerts übernommene Betriebe.  
Als rationell geführt wurden buchführende Betriebe betrachtet, deren Leiter eine 
landwirtschaftliche Ausbildung erfolgreich abgeschlossen hatte. Ausserdem 
wurden für die Durchschnittsberechnung die schlechtesten Ergebnisse 
ausgeschieden, allerdings weniger als 10%. 
Rationell geführte, umweltgerechte und zu normalen Bedingungen 
übernommene landwirtschaftliche Betriebe können zwar bäuerlich sein, müssen 
jedoch nicht. Das Landwirtschaftsgesetz von 1951 gab somit eher eine 
Auslegung des Begriffs „leistungsfähige Landwirtschaft“ her als eine für den 
gesunden Bauernstand.  
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